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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Änderungen zuzustimmen; 

2 , die hierzu eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 24. Juni 1953 


Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik 

Naegel Lange 

V orsitzender Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleln-Vertrieb: Dr. Hans Heger» Andernadi» Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, NletzsdiestraBe 1 



Zusammenste llung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über den Vertrieb von Blindenwaren 
- 4381 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 
(13. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über den Vertrieb 
von Blindenwaren 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

Unter Hinweis auf die Beschäftigung von 
Blinden oder die Fürsorge für Blinde dürfen 

1. auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen 
oder an anderen öffentlichen Orten, 

2. ohne vorherige Bestellung von Haus zu 
Haus 

nur Blinden waren (§ 2) und Zusatz waren 
{% 6) feilgehalten oder Bestellungen auf Blin- 
denwaren und Zusatzwaren gesucht werden. 

§2 

(l)BlindenwarenimSinnedie- 
sesGesetzessind Waren, d i e in ihren 
wesentlichen, das Erzeugnis bestimmenden 
Arbeiten von Blinden hergestellt sind. 

( 2 ) Der Bundesminister für Wirtschaft be- 
stimmt nach Maßgabe des Ab- 
satzes 1 durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates nicht bedarf, 
die Arten der Waren, die als Blindenwaren 
anzusehen sind. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über den Vertrieb 
von Blindenwaren 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 


S 2 

Der Bundesminister für Wirtschaft be- 
stimmt durch Rechtsverordnung, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates nicht bedarf, die 
Arten der Waren, die als Blindenwaren an- 
zusehen sind. Diese Waren müssen in ihren 
wesentlichen, das Erzeugnis bestimmenden 
Arbeiten von Blinden hergestellt sein. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 3 

(1) Blindenwaren dürfen nach § 1 nur ver- 
trieben werden, wenn sie mit der Bezeich- 
nung der Stelle, die sie zuerst in Verkehr 
bringt, sowie mit dem Zeichen für Blinden- 
waren und mit dem Kleinhandelsverkaufs- 
preis versehen sind. 

(2) Für die Abgabe von Blindenwaren an 
Großverbraucher unter dem Kleinhandels- 
verkaufspreis kann die oberste Landesbehörde 
von den Vorschriften des Absatzes 1 ganz 
oder teilweise Befreiung gewähren. 

§4 

(1) Das Zeichen für Blindenwaren (Anlage) 
ist eine Sonne mit drei nach unten gerichte- 
ten Strahlen, nach der zwei Hände greifen; 
darunter steht das Wort „Blindenarbelt“. 

(2) Für Waren, d I e nach § 1 vertrieben 
werden, dürfen andere Zeichen, auch wenn 
sie als Warenzeichen In die Zeichenrolle beim 
Patentamt eingetragen sind, zum Hinweis 
auf die Beschäftigung von Blinden oder die 
Fürsorge für Blinde nach Ablauf von sechs 
Monaten seit Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nicht mehr verwandt werden. Bis zu diesem 
Zeitpunkt können solche Zeichen an Stelle 
des Zeichens für Blindenwaren (Absatz 1) 
benutzt werden. 

Das Zeichen für Bl mdenwaren darf nur 
benutzt werden von 

1 . Inhabern von Betrieben, in denen aus- 
schließlich Blindenwaren hergestellt und in 
denen sehende Personen nur mit den not- 
wendigen Hilfs“ und Nebenarbeiten be- 
schäftigt werden (Blindenwerkstätten), 

2. Zusammenschlüssen von Blindenwerkstät- 
ten, welche die von den Blindenwerkstät- 
ten hergestcllten Blindenwaren vertreiben, 

wenn sie von der obersten Landesbehörde 
oder der von dieser bestimmten Behörde als 
Blindenwerkstatt oder als Zusammenschluß 
von Blindenwerkstätten anerkannt sind. 

(4) Vor der Anerkennung sind die Orga- 
nisationen der Blinden und des Handwerkes 
zu hören. Die oberste Landesbehörde kann 
statt dessen das Gutachten eines aus vier 
Mitgliedern bestehenden Blindenwarenver- 
triebsausschusses anfordern, den sie aus dem 
Kreise dieser Organisationen beruft. 


§ 3 


unverändert 


(1) unverändert 


§ 4 


(2) Soweit Waren nach § 1 vertrieben wer- 
den, dürfen andere Zeichen, auch wenn 
sie als Warenzeichen in die Zeichenrolle beim 
Patentamt eingetragen sind, zum Hinweis 
auf die Beschäftigung von Blinden oder die 
Fürsorge für Blinde nach Ablauf von sechs 
Monaten seit Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nicht mehr verwandt werden. Bis zu diesen. 
Zeitpunkt können solche Zeichen an Stelle 
des Zeichens für Blindenwaren (Absatz 1) 
benutzt werden. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§5 

(1) Wer Blindenwaren nach § 1 vertreibt, 
bedarf eines Blindenwaren-Vertriebsausweises, 
aus dem hervorgeht, daß die Stelle, welche 
die Blindenwaren zuerst in Verkehr bringt 
(Blindenwerkstatt oder Zusammensdiluß von 
Blindenwerkstätten), zur Führung des Zei- 
chens für Blindenwaren berechtigt ist. 

(2) Der Ausweis wird auf Antrag der Stelle, 
welche die Blindenwaren zuerst in Verkehr 
bringt, von der obersten Landesbehörde oder 
der von dieser bestimmten Behörde für die 
Dauer eines Kalenderjahres erteilt. 

(3) Die Erteilung des Blindenwaren-Ver- 
triebsausweises ist abzulehnen, wenn Tat- 
sachen. vorliegen, welche die Unzuverlässig- 
keit der in Absatz 1 genannten Person hin- 
sichtlich des Vertriebes von Blindenwaren 
dartun. 

(4) Für Blindenwerkstätten, in denen meh- 
rere Blinde beschäftigt werden, und für Zu- 
sammenschlüsse von Blindenwerkstätten darf 
auf je zwei voll beschäftigte Blinde oder eine 
entsprechende Zahl nicht voll beschäftigter 
Blinder nicht mehr als ein Blindenwaren- 
Vertrlebsausweis erteilt werden. Für jeden 
allein arbeitenden Blinden darf nur ein Aus- 
weis erteilt werden. 


(5) Der Ausweis ist von der in Absatz 2 
bezeichneten Behörde zurückzunehmen 

Lauf Antrag der in Absatz 1 bezeichneten 
Stelle, 

2. wenn Tatsachen vorliegen, welche die Un- 
zuverlässigkeit des Ausweisinhabers hin- 
sichtlich des Vertriebes von Blindenwaren 
dartun. 


§ 6 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft be- 
stimmt durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Art 
und Menge der Waren, die — ohne Blinden- 
waren zu sein — mit Blindenwaren zusam- 
menvertrieben werden dürfen (Zusatzwaren). 
Fiierbei sollen nur solche Waren zugelassen 
werden, die im technischen Sinne Zubehör 


§ 5 


(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Für Blindenwerkstätten, in denen meh- 
rere Blinde beschäftigt werden, und für Zu- 
sammenschlüsse von Blindenwerkstätten darf 
auf je zwei voll beschäftigte Blinde oder eine 
entsprechende Zahl nicht voll beschäftigter 
Blinder nicht mehr als ein Blindenwaren- 
Vertriebsausweis erteilt werden. Für jeden 
allein arbeitenden Blinden darf nur ein Aus- 
weis erteilt werden. Die oberste Landes- 
behörde kann die Ausstellung einer größeren 
Zahl von Blindenwaren-Vertriebsausweisen 
im Einzelfall zulassen, wenn anderenfalls der 
Absatz von schnell und leicht herzustellen- 
den Blindenwaren behindert würde. 

(5) unverändert 


§ b 


unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


sind oder deren gleichzeitiger Vertrieb zur 
Förderung des Absatzes von Blindenwaren 
nicht entbehrt werden kann. Neben Blinden- 
waren dürfen jedoch Waren derselben Art 
nicht als Zusatzwaren zugelassen werden. 

(2) Zusatzwaren müssen auf Auftragsschei- 
nen, Rechnungen oder Werbeschriften aller 
Art deutlich als nicht von Blinden hergestellte 
Waren kenntlich gemacht werden. 

(3) Neben Blindenwaren und Zusatzwaren 
dürfen Waren anderer Art nicht vertrieben 
werden. 

Der Bundesminister für Wirtschaft beruft 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern zur Erstattung von Gutachten in 
grundsätzlichen Fragen des Vertriebes von 
Blindenwaren aus dem Kreise der Organisa- 
tionen der Blinden und des Handwerkes einen 
aus vier Mitgliedern bestehenden Bundesaus- 
schuß für den Vertrieb von Blindenwaren. 

§8 

(1) Eine O r d n u n g s w i d r i g k e i t 
begeht, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. beim Vertrieb von Blindenwaren gegen 
§ 3 Abs. 1 oder § 4 Abs. 2 verstößt; 

2. das Zeichen für Blindenwaren verwendet, 
ohne nach § 4 Abs. 3 dazu berechtigt zu 
sein; 

3. Blindenwaren vertreibt, ohne im Besitz 
eines Blindenwaren- Vertriebsausweises nach 
^ 5 Abs. 1 zu sein; 

4. Waren, die nicht Blindenwaren oder Zu- 
satzwaren sind, unter den Voraussetzun- 
gen des § 1 vertreibt; 

5. einer nach § 6 erlassenen Rechtsvorschrift 
zuwiderhandelt, sofern diese Vorsc^irift 
ausdrücklich auf die Bußgeldbestimmung 
dieses Gesetzes verweist; 

6. beim Vertrieb von Blindenwaren gegen § 6 
Abs. 2 oder 3 verstößt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
Geldbuße geahndet werden. 

(3) Die Einziehung nach den §§17 bis 26 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
zulässig. 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. beim Vertrieb von Blindenwaren gegen 
§ 3 Abs. 1 oder § 4 Abs. 2 verstößt; 

2. das Zeichen für Blindenwaren verwendet, 
ohne nach § 4 Abs. 3 dazu berechtigt zu 
sein; 

3. Blindenwaren vertreibt, ohne im Besitz 
eines Blindenwaren-Vertriebsausweises nach 
§ 5 Abs. 1 zu sein; 

4. Waren, die nicht Blindenwaren oder Zu- 
satzwaren sind, unter den Voraussetzun- 
gen des § 1 vertreibt; 

5. einer nach § 6 erlassenen Rechtsvorschrift 
zuwiderhandelt, sofern diese Vorschrift 
ausdrücklich auf die Bußgeldbestimmung 
dieses Gesetzes verweist; 

6. beim Vertrieb von Blindenwaren gegen § 6 
Abs. 2 oder 3 verstößt. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 56 a Abs. 2 der Gewerbeordnung, die 
Verordnung zur Durchführung des ^ 56 a 
Abs. 2 der Gewerbeordnung vom 1. Oktober 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 868) in der Fassung 
der Verordnung vom 6. April 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 623) sowie die Anordnung über 
Art und Menge der Zusatzwaren beim Blin- 
denwarenvertrieb und über Ausnahmen von 
der Verpflichtung zur Kennzeichnung von 
Blindenwaren vom 28. Oktober 1940 (Mini- 
sterialblatt des Reichswirtschaftsministers 
1940 S. 505) werden aufgehoben. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des ^13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stel- 
lung des Landes Berlin im Fi- 
nanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigung erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 


§11 


Dieses Gesetz tritt am 


in Kraft. 


§ 9 


unverändert 


§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigung erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 


§ 11 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die 
Verkündung folgenden zweiten Monats in 

Kraft. 
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